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Medienpolitik ist definiert als die Gesamtheit der kollektiv bindenden 
Entscheidungen, mit denen die Rahmenbedingungen fu r mediale of-
fentliche Kommunikation vera ndert werden sollen. Mit M. wird der 
Spielraum derjenigen eingeschra nkt oder erweitert, die an Massen-
kommunikation z.B. als Kommunikator oder als Rezipient beteiligt 
sind. M. ist ein Teilbereich von Kommunikationspolitik neben z.B. 
der Telekommunikationspolitik. Teilbereiche der M. wiederum erge-
ben sich aus der Unterscheidung von Medienbereichen, auf die sich 
die Entscheidungen beziehen. Im Zentrum von M. stehen die tagesak-
tuellen Medien Presse (Tageszeitungen und Publikumszeitschriften), 
Rundfunk (Horfunk und Fernsehen) und das World Wide Web als 
publizistisch relevantem Online-Medium; aber auch Film, Buch, Ton-
tra ger und andere Medien sind Gegenstand medienpolitischer Ent-
scheidungen, die sich zu eigensta ndigen Teilbereichen der M. verdich-
tet haben. 
 
Daru ber hinaus kann M. nach folgender Systematik aus fu nf Kriterien 
differenziert werden: Zentrales Kriterium ist die Unterscheidung von 
medienpolitischen Zielen: M. ist bislang noch weitgehend gepra gt von 
publizistischen Zielen; in diesem Kontext werden Medien als Faktor 
in der Bildung offentlicher Meinung gesehen. In zunehmendem Ma– e 
ist M. gepra gt von wirtschaftlichen Zielen; dabei werden Medien als 
Faktor der Wertschopfung gesehen. Andere Sichtweisen von Medien 
spielen ebenfalls eine Rolle fu r M., so die Sicht von Medien als kultu-
rellem, pa dagogischem oder sozialem Faktor. Ein zweites Kriterium 
ist die Unterscheidung von “Stellschraubenä: das sind die Punkte, an 
denen M. ansetzt, um ihre Ziele zu erreichen. So kann sich M. bezie-
hen auf die Teilnahme an Massenkommunikation (wer soll und wer 
soll nicht? Beispiel: Frequenzzuteilung), auf die Inhalte (was soll 
kommuniziert werden und was nicht? Beispiel: Verbot harter Porno-
graphie) und auf die Prozeduren (wie soll kommuniziert werden und 
wie nicht? Beispiel: Datenschutz). Au– erdem ist M. zu differenzieren 



nach ihren Instrumenten: Im Vordergrund stehen regulative Instru-
mente (Ge- und Verbote wie z.B. Werbeeinschra nkungen), erga nzt 
durch distributive (materielle An- und Abreize wie z.B. Steuererma – i-
gung), kommunikative (Versprechungen und Drohungen wie in of-
fentlichen Kampagnen gegen das Schwarzsehen oder in der Moderati-
on von Verhandlungsprozessen ) und performative Instrumente (An-
gebote von Leistungen der offentlichen Hand wie die Herausgabe von 
Amtsbla ttern oder der Aufbau des DAB-Netzes). Diese Instrumente 
lassen sich danach beurteilen, wie effizient sie die Rahmenbedingun-
gen fu r Medienkommunikation in politisch gewollter Weise vera n-
dern, z.B. inwieweit Kampagnen mittels vera nderter gesellschaftlicher 
Erwartungen das Verhalten effizienter beeinflussen als es rechtliche 
Eingriffe vermogen. Ein weiteres wichtiges Kriterium zur Differenzie-
rung sind die Akteurskonstellationen, in denen M. vollzogen wird. 
Neben hoheitlicher Regulierung haben sich andere Modi entwickelt, 
wie staatliche Regulierung unter Einbeziehung anderer Akteure  (vor 
allem der Medienunternehmen und der Verba nde), regulierte Selbstre-
gulierung (Selbstkontrolle unter Androhung von gesetzlichen Ma– -
nahmen) oder vollsta ndig den nicht-staatlichen Akteuren u berlassene 
Selbstregulierung. Fu r Regelungen, die in einem Netz von Akteuren 
unter Einbeziehung staatlicher Instanzen ausgehandelt werden, hat 
sich der Begriff der “Governanceä durchgesetzt. Letztes Kriterium ist 
die Unterscheidung von Phasen des medienpolitischen Entschei-
dungsprozessen: der Thematisierung und Willensbildung folgen der 
Entscheidungsakt, die Umsetzung und die Evaluation, die zumeist in 
einen neuen Entscheidungsprozess mu ndet. In den jeweiligen Phasen 
haben die genannten medienpolitischen Akteure unterschiedliche 
Moglichkeiten der Einflussnahme.   
 
Auf dem Hintergrund dieser generellen Systematik bekommen fol-
gende medienpolitische Entscheidungen den Charakter von  Wei-
chenstellungen fu r die Medienentwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Fu r die Presse war es die Entscheidung der Alliierten 
nach 1945, Presselizenzen an Privatpersonen zu vergeben. Weitere 
pressepolitische Weichenstellungen war die Gru ndung des Presserats 
als Selbstkontrollorgan 1956, die Sicherung des Spielraums fu r die 
Presse in der “Spiegel-Affa reä 1962 und die Da mpfung der Presse-
konzentration durch die verscha rfte Fusionskontrolle 1976. Eine wich-
tige Nicht-Entscheidung war der Verzicht des Bundes auf ein Presse-
rechtsrahmengesetz und damit auf den Eingriff in die internen Unter-



nehmensbeziehungen (“interne Pressefreiheitä). Damit sind die zentra-
len pressepolitischen Probleme genannt. Fu r den Rundfunk in der 
Bundesrepublik haben ebenfalls die Alliierten die Weichen gestellt: 
zusammen mit den La nderregierungen trafen sie die Entscheidung fu r 
einen foderal gegliederten offentlich-rechtlichen Rundfunk unter Kon-
trolle der Verba nde und Parteien. Dies wurde mehrfach durch hochst-
richterliche Urteile bekra ftigt und ausgestaltet, bis 1984 die Zulassung 
privater Anbieter erlaubt wurde, kontrolliert durch ein engmaschiges 
Netz an Rechtsvorschriften (zusammengefasst im Rundfunkstaatsver-
trag 1987, u bertragen auf das vereinigte Deutschland 1991) und ge-
fordert durch zahlreiche Unterstu tzungsleistungen der um die Ansied-
lung konkurrierenden Bundesla nder. Mit der Fernsehrichtlinie 1989 
hat die EU medienpolitisch Einfluss genommen. Im Bereich der Onli-
ne-Medien  ist zuna chst die letztlich gescheiterte Einfu hrung des 
Bildschirmtextsystems 1980 von Bedeutung fu r die Entwicklung. Das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung (1983) wurde durch das 
Vordringen computerbasierter Kommunikation (digitales Fernsehen, 
WWW) auch zu einem Grundpfeiler fu r die M. (fu r Datenschutz und 
Datensicherheit). Die Entscheidung Mitte der 90er Jahre, die Bundes-
post zu privatisieren (Postreform I Ö III) und den Bereich der Tele-
kommunikation mit dem Telekommunikationsgesetz zu regulieren, 
hat den Markt fu r Medienangebote via Telekommunikation stark be-
einflusst. Mit dem Mediendienste-Staatsvertrag 1997 wurden erstmals 
Regeln fu r neue Diensteanbieter mit publizistischer Schlu sselfunktion 
wie den Suchmaschinen geschaffen. Eine weitere Weichenstellung 
war der Jugendschutzmedien-Staatsvertrag 2003, der den Einrichtun-
gen der Selbstkontrolle der Medienwirtschaft eine gewichtige Rolle 
zuwies. Im Hinblick auf die publizistische Infrastruktur, also auf 
die Einrichtungen, die notwendige Voraussetzungen fu r die Arbeit der 
Medien bereitstellen, sind folgende medienpolitische Entscheidungen 
von zentraler Bedeutung: die genossenschaftliche Organisation der 
Deutschen Presseagentur (dpa) 1948; der Beginn einer systematischen 
Forderung der kommunikationswissenschaftlichen Forschung im Zu-
sammenhang mit dem Medienbericht der Bundesregierung 1972; die 
Etablierung einer universita ren Journalistenausbildung 1976; die 
weltweite Gewa hrleistung der Rechte aus geistigem Eigentum durch 
TRIPS (Trade Related Aspects of Intellectual Property Rights) 1994; 
und schlie– lich der weitgehende Verzicht auf eine spezifische Regu-
lierung der O ffentlichkeitsarbeit. Der institutionelle Rahmen, an den 
nun ihrerseits die medienpolitischen Entscheidungen gebunden sind, 



wurde mit folgenden Weichenstellungen gefu gt: Mit dem Grundgesetz 
1948 wurden die Kommunikationsfreiheiten als unmittelbar geltendes 
Recht zur Basis der M. in Deutschland. Im Grundgesetz wird zudem 
eine Kompetenzverteilung fu r die M. vorgenommen: Die Zusta ndig-
keiten fu r Presse, Rundfunk und Telekommunikation sind unter-
schiedlich geregelt. Mit dem Rundfunkurteil 1961 hat das BVerfG die 
La nderkompetenz fu r die Rundfunkpolitik bekra ftigt und die La nder 
zum kooperativen Foderalismus verpflichtet. Im Protokoll zum Ver-
trag von Amsterdam 1997 hat sich die Bundesrepublik gegenu ber der 
EU ihren Gestaltungsspielraum fu r ihren offentlich-rechtlichen Rund-
funk erhalten (Subsidiarita t). Mit der Europa ischen Grundrechtscharta 
2000 erhielt die europa ische Medienpolitik ein normatives Funda-
ment.   
 
Die Wirkung von M. ist nicht einfach zu bestimmen, da sehr viele 
andere Faktoren ebenfalls die Entwicklung der Massenkommunikation 
beeinflussen. Sicherlich aber haben die genannten medienpolitischen 
Weichenstellungen entscheidend dazu beigetragen, dass sich in 
Deutschland eine Medienlandschaft gebildet hat, die sich deutlich von 
der eigenen Vergangenheit und von anderen La ndern unterscheidet. 
Verglichen z.B. mit den USA oder mit Frankreich nimmt das deutsche 
Mediensystem in vieler Hinsicht eine mittlere Position ein, was die 
Regelungsdichte, den Staatseinfluss, den Stellenwert offentlich-
rechtlicher Rundfunkanbieter, die Innovationsfa higkeit, die Zentrali-
ta t, den Konzentrationsgrad, den Einfluss ausla ndischer Medienanbie-
ter und andere Variablen angeht. Diese Wirkung auf die Medienland-
schaft ergibt sich dadurch, dass M. direkt oder indirekt, kurz- oder 
langfristig die Rahmenbedingungen beeinflusst, unter denen sich die 
Teilnehmer an der offentlichen Kommunikation als Anbieter oder 
Nachfrager von Medienangeboten verhalten. Sie vera ndert fu r alle 
Akteure die Relationen von Kosten und Nutzen bei den zur Auswahl 
stehenden Handlungsalternativen. Insofern hat M. Relevanz fu r das 
Verhalten der Teilnehmer an medialer Kommunikation. Beispiele sind 
die Entscheidung, den offentlich-rechtlichen Rundfunkanbietern zu 
gestatten, im WWW mit Nachrichtenangeboten pra sent zu sein; oder 
die Entscheidung, der Axel Springer AG die Fusion mit der ProSie-
ben-Sat1-Media AG zu untersagen.   
 
Erklarungen fu r die Vera nderungen und Unterschiede in der Me-
dienpolitik setzen zumeist bei Verschiebungen in der Akteurskonstel-



lation an. Presse-, Rundfunk- und Online-Politik werden in einer je-
weils medienspezifischen Arena von medienpolitischen Akteuren aus-
gehandelt. Dies sind vor allem die Medienorganisationen wie Verlage, 
Rundfunkanbieter, Provider und deren Verba nde, die durch Medien-
politik ihren Spielraum sichern oder ausbauen wollen, und die politi-
schen Organisationen wie Parteien, Verba nde und staatliche Instan-
zen, die durch Medienpolitik vor allem ihre Chance auf Publizita t si-
chern und ausbauen wollen. Hinzu treten Regulierungsinstanzen wie 
Selbstkontrolleinrichtungen, Landesmedienanstalten oder staatliche 
Aufsichtsbehorden (z.B. die Bundesnetzagentur), die organisatorische 
Eigeninteressen an der Erhaltung und dem Ausbau ihres Regulie-
rungsspielraums einbringen Ö unterstu tzt von der forschenden, entwi-
ckelnden, beratenden, gutachtenden und evaluierenden Wissenschaft. 
Eine wachsende Rolle spielen trans- und supranationale Akteure wie 
z.B. die EU, die WTO oder die ICANN (Internet Corporation for As-
signed Names and Numbers). Wenn sich die Interessenlagen und die 
Kra fteverha ltnisse in der jeweiligen medienpolitischen Arena ver-
schieben, dann vera ndern sich auch die medienpolitischen Entschei-
dungen. Allerdings fu hren die medienpolitischen Akteure ihre Ausei-
nandersetzungen unter generellen Voraussetzungen rechtlicher (Ver-
fassung), politischer (Machtverteilung), okonomischer (Medien-
markt), technisch-wissenschaftlicher (Wissensstand) und  kultureller 
Art (Erwartungen an Medien), die den Spielraum fu r medienpolitische 
Regelungen einengen und die nur langfristig und im Konsens vera n-
dert werden konnen.    
  
Die Zukunft der Medienpolitik wird von folgenden fu nf Tendenzen 
gepra gt: Die Mediatisierung der Kommunikation (Vera nderung aller 
Kommunikationsverha ltnisse von Politik bis Sport durch die Anpas-
sung an die Erfordernisse der Medien) wird eine Erweiterung des Re-
gelungsbedarfs fu r den Medienbereich mit sich bringen. Da Medien an 
Stellenwert in der Gesellschaft gewinnen, wird auch M. an Stellenwert 
in der Politik gewinnen. Die Okonomisierung der Medien wird auch 
eine Verschiebung der Ziele von M. zur Folge haben: die publizisti-
schen Momente werden an Bedeutung verlieren, die wirtschaftlichen 
gewinnen. Die Globalisierung  der Kommunikation wird auch eine 
sta rkere inter- und transnationale Ausrichtung der Medienpolitik zur 
Folge haben; zum einen wird dabei ofter u ber die Grenzen geblickt, 
wie andere Staaten ihre medienpolitischen Probleme losen; zum ande-
ren werden sich La nder mehr als bisher vergleichend messen, wie leis-



tungsfa hig ihr Mediensystem ist; zum dritten werden die grenzu ber-
schreitenden Probleme entsprechend zusammengesetzte medienpoliti-
sche Arenen erfordern. Die Digitalisierung  der Kommunikation wird 
eine Konvergenz auch der verschiedenen Bereiche von Kommunikati-
onspolitik zur Folge haben, wie auch schon die Online-Politik wichti-
ge Momente der Telekommunikationspolitik aufgenommen hat. Und 
schlie– lich wird die Verwissenschaftlichung der Kommunikation 
(z.B. in Form von Marktforschung) auch dahin fu hren, dass die sys-
tematische Konzeption und Evaluation von Medienpolitik zur Regel 
gemacht wird, z.B. als Gesetzesfolgenabscha tzung oder als systemati-
scher internationaler Vergleich von Medienleistungen.   
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